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Auf die Beschwerde der Beteiligten wird der Beschluss des Sozialgerichts
Dortmund vom 10.06.2021 aufgehoben. Der Rechtsweg zu den Gerichten
der Sozialgerichtsbarkeit ist zulÃ¤ssig. 

Kosten des Beschwerdeverfahrens haben die Beteiligten einander nicht zu
erstatten.

Die Beschwerde wird nicht zugelassen.

Â  Â  Â Â 

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten wenden sich mit ihren Beschwerden gegen einen Beschluss des
Sozialgerichts Dortmund, das das Klageverfahren an das Amtsgericht Dortmund
verwiesen hat. 
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Der 1962 geborene KlÃ¤ger bezog im Jahr 2018 Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II vom Jobcenter E. Zur Feststellung der
ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers erstellte der Beklagte, Facharzt fÃ¼r Arbeits- und
Allgemeinmedizin, im Auftrag des Jobcenters eine sozialmedizinische
Stellungnahme vom 10.08.2018 und kam darin zur EinschÃ¤tzung, dass der KlÃ¤ger
nicht Ã¼ber sechs Monate erwerbsunfÃ¤hig sei. 

Am 24.09.2018 hat der KlÃ¤ger bei dem Sozialgericht Dortmund gegen das
â��Jobcenter E, BerufsfÃ¶rderungswerkâ�� mit dem â��Ziel Aufhebung des
Bescheids sog Beurteilung vom 10.8.18 und Neubescheidung der sog AU:
unbefristetâ�� Klage erhoben. Vom Sozialgericht darauf hingewiesen, dass die
sozialmedizinische Stellungnahme kein anfechtbarer Verwaltungsakt sei, hat der
KlÃ¤ger an seiner Klage festgehalten. Mit Beschluss vom 14.01.2019 hat das
Sozialgericht Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Klageverfahren abgelehnt. Die
sozialmedizinische Stellungnahme des Beklagten sei kein Verwaltungsakt, fÃ¼r eine
Feststellungsklage fehle es an einem Feststellungsinteresse. Der KlÃ¤ger sei nicht
schutzlos. Er kÃ¶nne sich gegen Verwaltungsakte wenden, die auf der Grundlage
der sozialmedizinischen Stellungnahme erlassen wÃ¼rden.

Nach einem Wechsel im Kammervorsitz hat sich der KlÃ¤ger zu seinem Begehren in
einem ErÃ¶rterungstermin vom 25.08.2020 nach der hierÃ¼ber gefertigten
Sitzungsniederschrift wie folgt geÃ¤uÃ�ert: â��Klagen mÃ¶chte ich gegen Herrn K
vom BerufsfÃ¶rderungswerk E. Dieser hat eine Beurteilung vom 10.08.2018 an mir
vorgenommen. Konkret gegen diese Beurteilung mÃ¶chte ich vorgehen. Sollte
dieses Vorgehen zur Folge haben, dass nun der Beklagte ausgetauscht werden
muss, so bin ich damit einverstanden. Sollte dieses Vorgehen zur Folge haben, dass
eine andere Kammer im Rahmen des Sozialgerichts zustÃ¤ndig ist fÃ¼r die
Beurteilung dieser Klage, so bin ich auch mit diesem Vorgehen einverstandenâ��.
Im Nachgang zu dem ErÃ¶rterungstermin hat das Sozialgericht den KlÃ¤ger
gebeten, einen Klageantrag gegen den Beklagten auszuformulieren. Zugleich hat es
um Bezifferung eines ihm gegebenenfalls entstandenen Schadens gebeten.

Der KlÃ¤ger hat daraufhin mitgeteilt, es gehe ihm um Feststellung, dass zum
Zeitpunkt der Begutachtung durch den Beklagten eine unbefristete
ArbeitsunfÃ¤higkeit vorgelegen habe. Hierzu seien Sachbearbeiterinnen des
Jobcenters zu hÃ¶ren. Er hat sich auf ein Gutachten von Herrn A nach Aktenlage
berufen, wonach unbefristete ArbeitsunfÃ¤higkeit bestehe. Es kÃ¶nne keinem
Zweifel unterliegen, dass es sich bei den Feststellungen des Beklagten um einen
Verwaltungsakt handele, denn das Gutachten sei fÃ¼r ein von ihm gefÃ¼hrtes
Rentenverfahren bindend.

Das Sozialgericht hat dargelegt, die sozialmedizinische Stellungnahme des
Beklagten habe sich durch die nachfolgende Feststellung unbefristeter
ArbeitsunfÃ¤higkeit im Rechtssinne â��erledigtâ��. Der KlÃ¤ger mÃ¶ge konkret
darlegen, warum er gleichwohl eine Feststellung beantrage.

Das Jobcenter E, zu diesem Zeitpunkt vom Sozialgericht als Beklagter gefÃ¼hrt, hat
die Rechtsauffassung vertreten, eine ZustÃ¤ndigkeit des Sozialgerichts sei nicht
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erkennbar. Vielmehr habe der KlÃ¤ger im ErÃ¶rterungstermin vom 25.08.2020
ausgefÃ¼hrt, er wolle gegen den Beklagten vorgehen.

Das Sozialgericht hat den KlÃ¤ger sodann darauf hingewiesen, dass die Klage nach
derzeitiger PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage unzulÃ¤ssig sein dÃ¼rfte, denn
fÃ¼r eine reine Feststellungsklage sei das erforderliche
Fortsetzungsfeststellungsinteresse nicht ersichtlich. Das Gericht erwarte nunmehr
eine konkrete Beschreibung des Fortsetzungsfeststellungsinteresses oder aber eine
KlagerÃ¼cknahme. Ansonsten werde das Verfahren an das zustÃ¤ndige Zivilgericht
verwiesen. Zugleich hat das Sozialgericht eine Ã�nderung des Rubrums verfÃ¼gt
und den jetzigen Beklagten anstelle des Jobcenters E als Beklagten aufgenommen. 

Der Beklagte hat die Auffassung vertreten, die Klage sei unzulÃ¤ssig. Seine Aufgabe
als Gutachter des BerufsfÃ¶rderungswerks erfolge nebenberuflich und
unabhÃ¤ngig. Auftraggeber des Gutachtens sei das Jobcenter E gewesen. Er habe
keinen Bescheid erlassen.

Mit Beschluss vom 10.06.2021 hat das Sozialgericht den Rechtsstreit nach
AnhÃ¶rung der Beteiligten an das Amtsgericht Dortmund verwiesen. Der
beschrittene Rechtsweg zu den Sozialgerichten sei unzulÃ¤ssig. Es handele sich um
keine Ã¶ffentlich-rechtliche Streitigkeit iSv Â§ 51 Abs. 1 SGG, da der Beklagte keine
hoheitlich handelnde Person sei. Die ZustÃ¤ndigkeit des Amtsgerichts Dortmund
ergebe sich aus Â§ 23 ZPO, da die behauptete unerlaubte Handlung des in
Dortmund ansÃ¤ssigen Beklagten im Ã¶rtlichen ZustÃ¤ndigkeitsbereich des
dortigen Amtsgerichts zu behandeln sei.

Hiergegen haben sowohl der KlÃ¤ger (am 12.07.2021) als auch der Beklagte (am
22.06.2021) Beschwerde eingelegt. Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, dass der Beklagte
vorliegend als AmtstrÃ¤ger gehandelt habe, sodass von einer Ã¶ffentlich-
rechtlichen Streitigkeit auszugehen sei. Es sei zu klÃ¤ren, ob das Gutachten des
Beklagten ein Verwaltungsakt gewesen ist. HierfÃ¼r spreche, dass Gutachten zur
Feststellung der ErwerbsfÃ¤higkeit nach Â§ 44a Abs. 1a SGB II Bindungswirkung,
jedenfalls aber â��administrative Relevanzâ�� hÃ¤tten. Genau genommen sei es
so, dass es der Arzt und nicht der Sachbearbeiter sei, der einen Verwaltungsakt
setze. Die Verweisung eines Rechtsstreits an ein anderes Gericht entgegen dem
ausdrÃ¼cklichen Willen des KlÃ¤gers sei rechtswidrig. Er habe dem Beklagten nie
vorgeworfen, kriminell gehandelt zu haben. Der Beklagte habe allerdings seine
Kompetenzen Ã¼berschritten und in der Schlussfolgerung entgegen der eigenen
Prognose geurteilt. 

Der Beklagte hÃ¤lt den Sozialgerichtsweg fÃ¼r erÃ¶ffnet, weil der KlÃ¤ger eine
rentenrelevante Ã�nderung seines Gutachtens zur ErwerbsfÃ¤higkeit begehre. Das
Amtsgericht habe keine MÃ¶glichkeit, die begehrte Ã�nderung des Gutachtens vom
10.08.2018 herbeizufÃ¼hren.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakten Bezug genommen. 

                               3 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGG/51.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/44a.html


 

Â 

II.

Die Beschwerden der Beteiligten sind statthaft und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Sie
sind insbesondere nicht nach Â§ 98 Satz 2 SGG ausgeschlossen. Nach Â§ 98 Satz 1
SGG gelten fÃ¼r die sachliche und Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit die Â§Â§ 17, 17a und 
17b Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 GVG entsprechend. Nach Â§ 98 Satz 2 SGG sind
BeschlÃ¼sse entsprechend
Â§ 17a Abs. 2 und 3 GVG unanfechtbar. Â§ 17a Abs. 2 Satz 1 GVG bestimmt, dass,
sofern der beschrittene Rechtsweg unzulÃ¤ssig ist, das Gericht dies nach
AnhÃ¶rung der Parteien von Amts wegen ausspricht und den Rechtsstreit zugleich
an das zustÃ¤ndige Gericht des zulÃ¤ssigen Rechtsweges verweist. Eine solche
Verweisung hat das Sozialgericht vorliegend durch seinen Beschluss vom
10.06.2021 vorgenommen. Die Beschwerde ist gleichwohl nicht nach Â§ 98 Satz 2
SGG ausgeschlossen, weil die Vorschrift nur fÃ¼r Verweisungen wegen (sachlicher)
UnzustÃ¤ndigkeit innerhalb der Sozialgerichtsbarkeit, nicht aber bei
Rechtswegverweisungen nach Â§ 17a GVG anwendbar ist (vgl. dazu Schmidt in:
Meyer-Ladewig, SGG, 13. Aufl., Â§Â 98 Rn. 3; LSG Nordrhein-Westfalen Beschluss
vom 25.07.2019Â â��
L 20 SO 60/19 B; LSG Sachsen Beschluss vom 10.07.2012 â�� L 7 SO 41/12 B). Die
Beschwerden sind daher entsprechend Â§ 202 SGG iVm Â§ 17a Abs. 4 Satz 3 GVG
statthaft (Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl., Â§ 51
Rn. 55). Die Beschwerden sind von den Beteiligten auch fristgemÃ¤Ã� innerhalb der
nach Â§ 173 Satz 1 SGG maÃ�geblichen Monatsfrist (vgl. BSG Beschluss vom
29.09.2014 â�� 3 BS 2/93 mwN; Keller a.a.O. Rn. 56) erhoben worden. 

Die Beschwerden der Beteiligten sind auch begrÃ¼ndet. Zu Unrecht hat das
Sozialgericht den Rechtsweg zu den Zivilgerichten als erÃ¶ffnet angesehen und den
Rechtsstreit an das Amtsgericht Dortmund verwiesen. Die Gerichte der
Sozialgerichtsbarkeit entscheiden gemÃ¤Ã� Â§ 51 Abs. 1 Nr. 4a SGG Ã¼ber
Ã¶ffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende. Eine Ã¶ffentlich-rechtliche Streitigkeit liegt vor, wenn im
Vordergrund fÃ¼r die Beurteilung der Rechtsbeziehungen die Anwendung
Ã¶ffentlich-rechtlicher Rechtsvorschriften steht und nicht vorrangig Vorschriften des
bÃ¼rgerlichen Rechts heranzuziehen sind (Keller a.a.O. Rn 4a). MaÃ�gebender
AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r die Beurteilung der ZulÃ¤ssigkeit des Rechtswegs ist
jedoch der Streitgegenstand, wie er sich auf der Grundlage des Klagebegehrens,
also des geltend gemachten prozessualen Anspruchs, und des Klagegrunds, also
des zu seiner BegrÃ¼ndung vorgetragenen Sachverhalts, ergibt. Die ZulÃ¤ssigkeit
des beschrittenen Rechtswegs hÃ¤ngt dabei grundsÃ¤tzlich nicht vom Ergebnis
einer materiell-rechtlichen PrÃ¼fung der BegrÃ¼ndetheit des Klagebegehrens ab
(BSG Beschluss vom 25.03.2021Â â�� B 1 SF 1/20 R, Rn. 10, juris).

Der KlÃ¤ger wendet sich mit seiner Klage (zwar) gegen das Ergebnis der
Begutachtung seiner ErwerbsfÃ¤higkeit durch den Beklagten, der (aber)
BeschÃ¤ftigter des BerufsfÃ¶rderungswerks ist, das wiederum vom Jobcenter E mit
der Begutachtung der ErwerbsfÃ¤higkeit beauftragt wurde. Die Begutachtung der
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ErwerbsfÃ¤higkeit erfolgt insoweit nach MaÃ�gabe des Â§ 44a SGB II. Daher hat der
KlÃ¤ger die Klage in nicht zu beanstandender Weise gegen das Jobcenter E
gerichtet. Er hat eingehend dargelegt, warum die Feststellung der
ErwerbsfÃ¤higkeit und das durch den Beklagten gefertigte Gutachten im
sozialgerichtlichen Kontext des SGB II und des SGB VI fÃ¼r ihn von Relevanz sind.
Hingegen begehrt der KlÃ¤ger entgegen den AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts
ersichtlich nicht die Durchsetzung deliktischer AnsprÃ¼che gegen den Beklagten. 

In diesem Zusammenhang ist irrelevant, dass der KlÃ¤ger die sozialmedizinische
Stellungnahme vom 10.08.2020 als einen (noch dazu vom Beklagten) erlassenen
Verwaltungsakt qualifiziert. Entscheidend ist, dass die Klage nach der Vorstellung
des KlÃ¤gers auf Beseitigung eines hoheitlichen Aktes gerichtet ist. In eine materiell-
rechtliche PrÃ¼fung ist insoweit nicht einzutreten. 

FÃ¼r die Frage der ErÃ¶ffnung des Sozialrechtswegs ist mithin nicht maÃ�geblich,
dass weder die nach Â§ 44a Abs. 1 SGB II erfolgende Feststellung der
ErwerbsfÃ¤higkeit noch die in diesem Zusammenhang eingeholte gutachterliche
Stellungnahme Verwaltungsakte iSd Â§Â 31 SGBÂ X sind. Im VerhÃ¤ltnis zum
Arbeitsuchenden handelt es sich um ein reines Verwaltungsinternum zur KlÃ¤rung
einer Vorfrage (ErwerbsfÃ¤higkeit nach Â§Â 8 SGBÂ II) fÃ¼r die Entscheidung
Ã¼ber Leistungen nach dem SGBÂ II. Die Feststellung muss daher nicht gesondert
tenoriert werden, sondern kann etwa auch in der BegrÃ¼ndung eines Bescheides
Ã¼ber die Bewilligung von Leistungen nach dem SGBÂ II enthalten sein. Erst gegen
diese abschlieÃ�ende Entscheidung Ã¼ber ihren Leistungsantrag kÃ¶nnen
Leistungsberechtigte grundsÃ¤tzlich Rechtsbehelfe einlegen (vgl. Brems in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl.,
Â§Â 44a , Rn. 51).

Auch im Hinblick auf Â§ 17a Abs. 2 Satz 1 GVG ist bei der ZulÃ¤ssigkeitsprÃ¼fung
die Bestimmung des Rechtswegs durch den KlÃ¤gervortrag hinzunehmen.
Entscheidend fÃ¼r die ZulÃ¤ssigkeit des vom KlÃ¤ger beschrittenen Rechtswegs
ist, dass sich nicht nach jeder rechtlichen Betrachtungsweise ausschlieÃ�en lÃ¤sst,
dass das Klagebegehren auf eine Anspruchsgrundlage gestÃ¼tzt werden kann,
fÃ¼r die dieser Rechtsweg erÃ¶ffnet ist. Nur Anspruchsgrundlagen, die
offensichtlich nicht gegeben sind bzw. erkennbar vom Rechtsuchenden nur mit dem
Ziel geltend gemacht werden, einen bestimmten Rechtsweg beschreiten zu
kÃ¶nnen, haben bei der PrÃ¼fung des Rechtswegs deshalb auÃ�er Betracht zu
bleiben (BSG Beschluss vom 25.03.2021Â â�� B 1 SF 1/20 R, Rn. 10, juris). FÃ¼r
einen solchen Sachverhalt fehlt jeglicher Anhaltspunkt. Vielmehr spricht alles
dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger sich â�� wie vom Sozialgericht zunÃ¤chst zutreffend auch
noch im Rahmen der Entscheidung Ã¼ber dessen Prozesskostenhilfegesuch
angenommen â�� gegen das Jobcenter Dortmund und die Annahme seiner
ErwerbsfÃ¤higkeit (wenn auch durch den Beklagten) wehren wollte. Darin Ã¤ndert
auch seine Einlassung im ErÃ¶rterungstermin vom 25.08.2021 bei verstÃ¤ndiger
WÃ¼rdigung seines Begehrens nichts. Die Ã�nderung des Rubrums und der
Austausch des Beklagten entsprechen bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung des
KlÃ¤gervortrags nicht dem Begehren des KlÃ¤gers. Die prozessuale EinschÃ¤tzung
des Sozialgerichts ist insoweit schon vor dem Hintergrund seiner Aufforderung zur
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Mitteilung eines (konkreten) Feststellungsbegehrens fÃ¼r die seiner Auffassung
nach â��erledigteâ�� sozialmedizinische EinschÃ¤tzung vom 10.08.2021 nicht
nachvollziehbar. Insoweit werden Fragen der ZulÃ¤ssigkeit des Sozialrechtswegs in
unzulÃ¤ssiger Weise mit allgemeinen ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzungen verquickt.
Daher spricht derzeit alles dafÃ¼r, dass das Sozialgericht nach AnhÃ¶rung
(sÃ¤mtlicher) Beteiligter einschlieÃ�lich des Jobcenters dessen (erneute) Aufnahme
als Beklagter (anstelle des jetzigen Beklagten) in das Rubrum vorzunehmen haben
wird. 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG (vgl. zur Erforderlichkeit einer Kostenentscheidung im Verfahren Ã¼ber eine
Rechtswegbeschwerde zuletzt BSG Beschluss vom 25.03.2021Â a.a.O. Rn. 21; vgl.
auch Keller a.a.O. Rn. 74a m.w.N. zur entsprechenden einhelligen Auffassung der
Bundesgerichte; a.A. noch Beschluss des Senats vom 20.02.2019Â â�� L 7 AS
2024/18 B, juris, Rn. 13). 

Die Beschwerde war nicht gemÃ¤Ã� Â§ 202 SGG iVm Â§ 17a Abs. 4 Satz 4, 5 GVG
zuzulassen, weil ZulassungsgrÃ¼nde nicht ersichtlich sind.

Â 

Erstellt am: 21.04.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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